
/ R;:PUBLIK CSTERREICH WIEN, 1953 12 22 
BUNDESMltllS,c~lUM 

FCR LAND· UND FORS"iWlRTSCHAFT 

.z1:' H .560/115-!4/83 
-Sach~ea==eiter: Dr. sc::i.~idt _ 
~alef::m: iSOO_ Klappe_ 6663 Div_. 

Gecens tar:c. : .. ·o·cnaukraft·..,erk F.air..burg, 
bevorzugter Wasserbau 

Erklärung als 

C 

(). 

B e s c h e i d 

' ·· · und Forstwir~schaft erklärt I. Das Sunc.esministeriw:t fur Lana-
. ·_ h o ·t deI!l Bundesministerium für Eancel, Gewer=e im E:i.nve.cne ir.:_n rr.:i. 

und Incustrie das vorhaben cer österreichischen Donaukraft-

werke AG betreffend die Errichtung des Donaukraftwerkes F.ain=urg 

gemäß§ 100 Abs. 2 WRG 1959 als bevorzugten Wasserbau. 

II. Gemäß§ 112 Abs. 4 WRG 1959 wird als Frist für die Er-

k · wasser--echtlicheh Eewillig-~ng der 30.Septe~er 1984 wir. ung aer 

festgesetzt. 

i d · ~ ~a,ls ungeachtet ~ei~e=er III. Folgende Auflagen s_n Jeaen- -

d d ·11· t r Auflagen im Bewilligungsver­ergänzender un eta:i._ :i.er e 

fahren - einzuhalten: 

.Natur- u~d Landschaftsschutz 
a) vorliegen der naturschutzrechtlichen Bewilligunge~. 

b) Landschaftspflegende Begleit.naßna.1-..men sind in jedem 

Stadium der Bauführung vorzunehmen. 
- - ; hr.a::i.~0 durc:i. c) Weitestgehende Reduzierung der Auwala_nanspruc • - ·-

Verlegung von.Kraftwerk und neuem :lußbett zum 

derzeitigen Flußbett hin, wobei die Aufschüttung im Kraft­

werksbereic~ ein Ausmaß von SO ha nicht überschreiten darf. 

d) Begleitr.,aßnahmen im Interesse des Auwaldes (potierung, 

Gießgang, Aktivierung von Alta=en, Einbau von 

d Sh hat im Aubereich Schwellen in Gerinnen, Führung er c :-,,ec. 

zwischen.Uberströostrecken etc.) 
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e) Schutz der ökologisch wertvollen Aubereiche vor nach­

teiligen Einflüssen bei Bau und Betrieb des Kraftwerkes, 

insbes. durch technische Maßnahmen, die vor Baubeginn 

zu·treffen sind. 

f) Verlegung des Marchfeldschutzd=es an den nördlichen 

Rand des Auwaldes vom Stapfenreu.ther Schlitz bis zw:t 

"Schreiber" in der KG.Witzelsdorf (etwa Strorr.-kr.i. 1893,00) 

sowie zwischen den Strom-km 1897,00 und 1901,00. 

g) PrJfung einer Verlegung des Marchfeldschutzda:r.r.:es zwischen 

Schönauer Schlitz und Ausmündung des Ölhafens bei gleich­

zeitiger Erhöhung des Schönauer RÜckstauda.~es bis zuo 

Donau-Oder-Kanal und dessen Fortsetzung lä~gs der Kanal~rasse 

bis z= Ölhafen-Omschließungsdamm. 

h) Neuaufforstung der durch die Aufschüttung· ir.J. zu.~ünftigen 

Donau-Alta= gewonnenen grundwassernahen Flächen zu.~indest 

in der Hälfte der Fläche des derzeitigen Dor.aube~tes. 

Wasserwirtscha~t 

i) Sicherung der Eeilquellen in Bad Deutsch-Altenburg. 

j) Eintanhaltung einer Verschlechte=ng der GewässergÜte 

des Grundwassers sowie der obertägigen Gewässer. 

k) Untersuchung der Beeinflussung des Eochwasserablau.fes 

mittels eines hydraulischen Modells •. 

1) Untersuchung der Beeinflussung der Grundwasserverhältnisse 

mittels eines mathematischen Modells, wobei die öffentlichen 

Interessen an Reservehaltungen für Wasser;ersorgu.r.gen und 

die Bedürfnisse des Auwaldes zu berücksichtigen sind. 

m) Koordinierung mit dem ebenfalls als bevorzugter Wasserbau 

erklärten Vorhaben •Marchfeldkana1•. 

V. Die Österr. Donaukraftwerke AG wird gemäß§ 78 AVG 1950 

ersucht, binnen 30 Tagen eine.Verwaltungsabgabe von S 4.000,-­

in Stempelmarken dem Bundesministerium für Land- und Forst­

wirtschaft, Stubenring l, 1010 Wien, zu übe=itteln (Bundesver­

wal tungsabg2.benverord!'lung 19 6S, 3G31.Nr. 53 in der :'assur:.g 

BGBl.Nr. 24/1983, TP 130). 
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B e a r ü n d u n cr 

Die Österr. Donaukraftwerke AG hat unter Vorlage 

einer generellen Darstellung den Antrag gestellt, ihr 

Bauvorhaben betreffend die Errichtung des Donaukraft-Nerkes 

Hainburg als bevorzugten Waserbau zu erklären. 

Durch dieses Kraft-Nerk mit eine..~ Stauziel von 

152,00 m Ü,A. und einer stromabwärts anschließenden Ein­

tiefung der Strornsohle,.soll die Wasserkraft der·: 

Donau in der Strecke von Strom-Je.~ 1925,76 (Praterbrücke 

in Wien) bis Strom-km 1880,20 (Marchmündung) ausgenützt 

werden. Das Donaukraft-~erk Hainburg soll auf Höhe des 

Strom-km 1883,10 im linksufrigen Augebiet neben dem der­

zeitigen Stromgerinne im Verlauf eines ca. 5,5 km langen 

Durchstiches hergestellt werden. 

Rechtsufrig ist das Kraft..~aus mit 9 Eorizontaltur­

~inen, anschließend die Wehranlage Itlt 6 Wehrfelde= 

vorgesehen. Linksufrig ist eine Schleusenanlage mit 2 Ka=ern 

angeordnet. Die Ausbauwassermenge wird entsprechend der 
_ ca. 36-tägigen 
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Wasserführung des Regeljahres 3150 m3 /s betragen. Um 

die Energieerzeugung dieses Kraftwerkes zu erhöhen und 

einen besseren Anschluß an die Unterliegerstufe 

zu gewährleisten, soll das Kraftwerksunterwasser 

durch eine künstliche Eintiefung der Stromsohle abge­

senkt ,werden. Die Engpaßleistung des Kraftwerkes Hain­

burg soll 360 MW, das Regelarbeitsve=Ögen 2075 GWh 

betragen. 

Im Staura= sind rechtsufrig ein Rückstauda."nm bis· 

Strom-km 1907.,00 m u.,d anschließend bis zum Alberner 

Hauptd= ein Hochwasserdamm. sowie eine Uferrücknar.::te 

zwischen Strom-km 1907,00 und der Schwechat::iündung 

vorgesehen. Linksuf:rig wird sich der RÜckstaud~,m bis 

Strom-km 1~03,50 erstrecken, a.,schließend sind ein Über­

strömdamm. bzw. eL~e Ufer-Aufhöhung bis zur Ölhafen­

Einfahrt geplant. 

Gemäß§ 100 Abs. 2 WRG 1959 sowie der Rechtsprechung 

hat das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

Wasserbauten aller Art, deren beschleunigte Ausführung im. 

besonderen Interesse der österr. Volkswirtschaft ge-

legen ist, als bevorzugte Wasserbauten erklären •. 
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ün Zuge äes E=ittlungsverfahrens wurde den 

Bundesministerien für Bauten und Technik, für Handel, 

Gewerbe und Industrie, für Verkehr: für Finanzen sowie für 

Gesundheit und Umweltschutz, den Ländern Wien und 

Niederösterreich, äem Bundesstrombauamt, dem Amt für 

Schiffahrt, der Bundesanstalt für Wassergüte, der Bundes­

Kammer der gewerblichen Wirtschaft, den Kammern für 

Land- und Forstwirtschaft, der gewerblichen Wirtschaft 

sowie für Arbeiter und Angestellte der beiden Länder 

Wien und Niederösterreich, den Bezirkshaupt::tannschaften 

Bruck an der Leitha, Gänserndorf und Wien-Umgebung sowie 

äen Gemeinden Wien, Großenzersdorf, Mannsäorf a.d.Donau, 

Orth a.d. Donau, Eckartsau, Engelhartstetten, 

Schwechat, Fischarrend, Easlau-Maria Ellend, Scha-.--ndor~, 

Petronell-Carnunt=, Bad Deutsch-Altenburg und 

Hainburg Gelegenheit gegeben, zum Antrag auf Bevor­

zugungserklärung Stellung zu nehmen. 

Diese Stellen haben eine Bevorzugungserklärung 

teils ausdrücklich begrüßt, teils erklärt, es bedürfe 

zur Wahrnehmung ihrer Interessen.weiterer Unterlagen • 

Einige Gemeinden sprachen sich gegen das Vorhaben aus. 
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Im Bevorzugungserklärungsverfahren hat das 

Bundesministerium ein Vorhaben nur vom Standpü.:~kt des 

Interesses der österr. Volkswirtschaft am beschleu­

nigten Ausbau zu prüfen. Dieser Begriff "Volkswirtschaft" 

bringt eindeutig zum Ausdruck, daß es sich um ein 

Interesse handeln muß, das über einen lokalen-und rein 

wasserwirtschaftlichen Charakter hinaus für die ge­

samte Volkswirtschaft von Bedeutung ist. 

Es müßte also die Nichtausführung oder Verzögerung des 

geplanten Wasserbaues als ein schwerwiegender Mangel 

für die österreichische Volkswirtschaft zu empfinden 

sein. Es handelt sich hiebei um einen anderen Begriff 

als beim ebenfalls im Wasse_rrechtsgesetz des öfteren 

vorkommenden Begriff "öffentliches Interesse". 

Während unter letztgenan-nten Begriff _alle. öffent._ 

liehen Interessen zu subsumieren sind, sind im Be­

vorzugungserklä.ningsverfahren von Gesetzes.: wegen. 

nur volkswirtschaftliche Aspekte maßgebend. 
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Vom rein volkswirtschaftlichen Standpunkt muß 

wohl ein Kraftwerk mit einer Jahreser:eugung von 2075 

Gigawattstunden als bedeutend bezeichnet werden. 

/Nach den Stellungnahmen des Bu.."ldesrniniste::-i~':ts 

für Handel, Gewe::-be und Indust::-ie, de::- Bundesk~~.:r.er 

der crewerblichen Wirtschaft und de::- Eandelsk"""-:!.'::e::- ),; ecer­

österreich ist das Kraftwerk Hainburg unbedingt not­

wendig und aus energiewirtschaftlichen Gründen rasch 

zu verwirklichen, wobei dies wie folgt begründet wurde: 

Wenn auch·unbest~itt.ene=aEen der Gesamtenergie­

verbrauch in der letzten Zeit zurückging, gilt dies 

nicht für den Verbrauch_eJektrischer Energie (im Jahre 

~982 betrug der Zuwachs 1,6 %) • Das Österr.· Institut 

für Wirtschaftsforschung (WIFO) erwartet bis 1990 

einen jährlichen Anstieg des Gesamtenergieverbrauches 

um 1,4 \ und im Zeit=aum von 1990 bis 1995 um 0,9 \ 

pro Jahr. In der jüngsten Prognoserevision der Wil'O wird 

_ darauf hingewiesen, daß die Nachfrage nach Mineral­

Ölprodukten und Koks fühlbar langsamer wachsen wird, 

als die nach elektrischem Strom, wo ein durchschnitt­

licher jährlicher Verbrauchsanstieg einschließlich 

Pumpstrom um 2,6 \ im Zeitraum 1982 bis 1995 erwartet 

wird. Die Institutprognose geht davon aus, daß der 

Verbrauch an 
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elektrischer Energie steigen wird, auch wenn andere 

Energieträger im Absatz rückläufig _s.:j,nd. Der Ausbau 

der Wasserkraft würde also fast ausschließlich 

zum Ersatz der Ausfälle bei anderen inländischen 

Energieträgern dienen und einex fil:ie=äßigen Belastung 

der Volkswirtschaft durch Energieimporte vorbeugen. 

Es muß also insbesondere auch im Einblick darauf, daß 

de,r Nutzung hei.."ni:Scher Energiequellen Vorrang zukorr.men 

sollte und die fossilen Vorräte in Österreich nur 

noch ca. 10-20 Jahre reichen, die Nutzung der Wasse::--· 

kraft weit.e::-hin Vorrang zuko=en. 

Der Ausbau der Wasserkraft bringt überdies 

viele Vorteile für die österreichische Volkswirts.chaft,· 

u.a.: 

Es handelt sich um eine erneuerbare Energie. M.it 

Errichtung der Kraftwerke steht diese 

Energie auf Lebensdauer der Bauwerke zur Verfügung_ 

Die inländische Wertschöpfung liegt bei. 

90 bis 95 \ und wird von keinem anderen Kraft­

werkstyp in dieser Höhe erreicht. 
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- Der Ausbau der Wasserkraft erfolgt nicht nur aus 

energiewirtschaftlichen Gründen, sondern es 

handelt sich um Mehrzweckanlagen, wie dies auch 

im vorliegenden Projekt der Fall ist (Hoch­

wasserschutz, Schiffahrt etc.) 

Die Kostengünstigkeit der elektrischen Erergie aus 

Wasserkraft liegt eindeutig im Interes~e c:er 

österreichischen Volkswirtschaft. Der Preis die­

ser Energie beträgt etwa die Eälfte des Preises 

kalorischer Energie. Um auf den Weltmärkten 

konkurrenzfähig bleiben zu können, muß der 

österreichischen Wirtschaft die elektrische 

Energie zu günstigen Konditionen znr Verfügung 

gestellt werden. 

Außerdem hat sich Österreich als Teilnehmerstaat 

am "tlbereink_o=en über ein internationales Energie­

programm samt Anlage",BGBl.Nr. 317/1976, verpflichtet, 

bei der Deckung des gesamten Energiebedarfes die Ab­

hängigkeit von Öleinfuhren längerfristig zu ver.tlndern. 

Die jährliche Energieaufbringung durch das Kraftwerk 

Hainburg würde einen jährlichen Einsatz von mehr als 

500 .000 t .Heizöl und sohin einen Devisenaufwand. von 

rund 1,5 Milliarden Schilling vermeidbar machen. 

Diese Heizölmenge müßte ansonsten für 
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kalorische Kraftwerke aufgewendet werden, die dann 

anstelle des Kraftwerkes Hainburg gebaut werden müßten. 

Nicht übersehen werden darf auch, daß nach der 

Stellungnahme des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe 

und Industrie mit dem Verheizen von 500.000 t Heizöl 

eine Schadstoffemission von 20.000 t Schwefeldioxyd (so 2 ) 

verbunden ist. Der Ersatz des Kraftwerkes Hainburg 

durch Ölbeheizte Kraftwerke würde bedeuten, daß über 

kurz oder lang große Flächen österreichischen Waldes 

der Gefahr der Ve=ichtung ausgesetzt würden. 

Weiters wurde dargestellt, daß gerade bei der 

durch diesen Kraftwerkstyp aufzubringenden Versorgung mit 

Bandenergie in Österreich im Winterhalbjahr jeweils 

ein Mangel besteht, der bisher durch St=mimporte -

sohin wieder ein Devisenabfluß ins Ausland - abgedeckt 

wurde. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Oberste 

Schiffahrtsbehörde, das .Bundesministeriu..~ für Bauten 

und Technik, Bundeswasserbauverw~ltuna, die Bundes­

kammer der aewerblichen Wirtschaft und die Eandelska.=er 

Niederösterreich haben auch aus Gründen der volks-:-· 

wirtschaftlichen Bedeutung der Schiffahrt eine Bevorzu­

gungserklärung des Kraftwerkes Hainburg befürwortet 

und zwar wie folgt: 
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Der Bau des Kraftwerkes bringt für die 

Schiffahrt einen Wasserweg mit ständig gesichertem 

Tiefgang und e=öglicht somit einen von der Wasser-

führung der Donau unbehinderten Schiffsbetrieb. 

Durch dieses Vorhaben würde einer der letzten großen 

Bereiche, in denen die Donau noch Schiffahrtser­

schwernisse hat, gemäß den Empfehlungen der Donaukommission 

ausgebaut. Für die Schiffahrt würden durch garantierte 

Fahrwassertiefen alle Furtstellen saniert und damit 

die Havari~gefahr verringert werden. Durch die erheblich 

reduzierte Strömungsgeschwindigkeit wird es möglich 

sein, Schub- und Schubkoppelverbände, die bisher in 

Kornern geteilt werden mußten, über das in Bau befind­

liche _tschechosl.-ungarische Kraftwerk Gabcikovo und 

das geplante Kraftwerk Hainburg ohne Anhangsteilung 

bis Wien durchzustellen. 

Oberdies wird durch die Dimensionierung der 

Schiffahrtsschleusen gewährleistet, daß die Schiffswe~ft 

Korneuburg mit ihren Schiffsexporten technisch nicht 

beeinträchtigt wird und daß die. Oonaudampfschiffahrts­

gesellschaft (DDSG) mit größeren und sohin wirt­
schaftlicheren Schubverbänden fahren kann. 

Schließlich muß auch bedacht werden, daß die 

Möglichkeit, mit Seeschiffen auch den Hafen Wien anlaufen 

zu können, eine große Chance für Österreichs Vol·ks­

wirtschaft, insbesondere für die Entwicklung der Ost­

region, darstellt. 
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Weitere Befürwortungen gab es seitens der 

Kam.~ern für Arbeiter und Ancestellte f~r Wien und NÖ. 

sowie des Bundeskanzler~~t0 s aus arbeitsmarktpolitischen 

Gründen - zweifellos auch einem wesentlichen Bestand­

teil der österreichischen Volkswirtschaft. Es wurde 

darauf hingewiesen, daß die Weiterbeschäftigung von 

tausenden an der Errichtung eines Kraftwerkes direkt 

und indirekt beteiligten Arbeit.,ehmern bei einer 

Verzögerung des Baubeginns in Frage gestellt wäre. 

Allein die Stahlwasserbauarbeiten für die Schleuse 

würden für ein österreichisches Unternehmen rund 

380.000 Arbeitsstunden, d.s. fast 20 % einer 

Jahresauslastung, bedeuten. 
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~- .Große volkswirtschaftliche Bedeutung ko=t 

au.eh den. F.eilquellen Bad Deutsch-AlteI"..burg zu, deren 

~.nveränderter Bestand sicherzustellen ist. Das 

_B],lJldesministerium für Land- und Forstwirtschaft be­

·t.rau_:te sohin die Geolocrische Bundesanstalt mit der 

~usarbeitung eines Gutachtens, ob aus hydrogeologischer 

Sicht die Heilquellen von Bad Deutsch-Altenburg durch 

den geplanten Kraftwerksbau beeinträchtigt werden, 

~pbei 4 Standortvarianten in Erwägu_,g gezogen wu...rden: 

'):Iainburg (Strom-km 1883,lQ, linkes Ufer), 

Stopfenreuth (Strom-km 1889,39, linkes Ufer), 

Petronell (Strom-km 1890,02, rechtes Ufer) und 

Schwalbeninsel (Strom-km 1889,1, überwiegend im 

Strombett). Dieses Gutachten stellt vorerst auf Grund 

.~angreicher Untersuchungen (Radiohydro:.ietrie, 

Isotopen, Chemie, Wasserstand, Temperatur) fest, daß 

die festgestellten Grundwässer (mineralreiche The=al­

wässer, in den Karbonatgesteinen lokal gebildete 

Karstwässer und in den Lockersedimenten lokal ge­

pi-ldete seichte Porengrundwässer) untereinander und 

mit der Donau in einer ausgewogenen hydraulischen Be­

;,iehung stehen. Es hat sich zwischen dem Donau=iittel­

wasser und den angrenzenden Grundwässern ein Gleich­

gewichtszustand eingestellt, der die The=alwasseraus­

tritte in der derzeitigen Lage er.nöglicht: 

nur Donauwasserstände zwischen 
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ca. 142,0 m ü.A. und 137,0 m ü.A. haben keinen nennens­

werten Einfluß auf die Eeilquellen. Insbesonders bei 

einem eventuellen Vertiefen der Donau wären negative 

Auswirkungen zu erwarten. Durch Absenken des Vorfluters 

tritt nämlich eine verstärkte Drainagewirkung in den 

Schottern und Sanden und auch in dem, der Donau an­

grenzenden Karbonatsgesteinsstock ein; die bestehenden 

hydraulischen Verhältnisse würden verä..,dert, der 

Grundwasser- und Karstwasserspiegel gesenkt, aie 

The=alwasseraustritte in der Frage ebenfalls tiefer 

gesetzt werden; bei Wasserent.ma...11::ie aus den Ee.ilquellen 

könnten auch leichter kalte Grunc.wässer in den Brunnen 

eindringen; eine Absenkung oder auch eine Veränderung 

der Ther.nalwasseraustritte bzw. Aufstiegswege wäre zu 

erwarten. 

Der Karbonatstock mit dem auflagernden Leitlia-Kalk. 

zieht sich unter der Donau fort und zwar mit einer 

stellenweise sehr dünnen Schotterüberlagerung. Wie aus 

den oben angeführten Ausführungen des Gutachtens 

ersichtlich, sollen die Donauwasserspiegellagen wegen 

ihres ausgewogenen Zusa=enhanges mit den The=al­

quellen möglichst nicht verändert werden. Es muß daher 

das Donaubett so weit nach Norden verlegt werdenr 

daß eine Gründung ohne Störung dieses 
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ausgewogenen Zustandes möglich ist. 

Im derzeitigen Donaubett, welches dann als 

Donaualta= verbleibt, können die dem derzeitigen 

Mittelwasserstand entsprechenden hydraulischen 

Verh
1
äl L"lisse problemlos beherrscht werden. 

Es wurde weiters untersucht, wie weit die 

Standortfrage vom unabdingbaren Erfordernis, die 

·i 1·Eeilquellen zu schützen, beeinflußt wird. Ganz 

allgemein kann festgestellt werden, daß die durch 

einen Aufstau des Wassers bedingten Änderungen 

leichter zu beherrschen und allfällige schädliche 

Auswirkungen einfacher zu beheben sind, als dies 

bei Absenku..~gen des Wasserspiegels der Fall ist. 

Es ist nämlich mit den Mitteln der modernen Technik 

und den beim bisherigen Donauausbau gewonnenen 

Erfahrungen möglich, beim Aufstau des Wasserspiegels 

.in einem Gewässer die Grundwasserverhältnisse in 

den Ufern mit ~usreichender Genauigkeit vorauszuplanen, 

schädliche Auswirkungen zu ve=eid.en oder auch nach­

träglich zu sanieren bzw. unbefriedigende Grundwasser­

verhältnisse _im Zuge der Bauausführung zu verbessern. 

Längere Eintiefungsstrecken hingegen - wie sie bei 

den Standortvarianten Stopfenreuth, Petronell und 

Schwalbeninsel erforderlich wären, um den erforderlichen 

Anschluß an die im Bau befindliche Unterliegerstufe 

Gabcikovo herzustellen -· 

können nicht so abgedicht_et werden, daß 

- 16 -

mit Sicherheit ein Ausrinnen des Grundwassers in die 

Donau verhindert wird. Es ist auch fraglich, ob bei 

einer größeren Ondichtheit der Wasserstand im zukünfti­

gen Donau-Altarm gehalten werden könnte. 

Zusar.crnenfassend kam sohin die Geologische Bundes­

anstalt zum Ergebnis, daß von den untersuchten Stand­

ortvarianten nur beim Standort F.ainburg eine nachteilige 

Beeinflussung der Eeilquellen Bad Deutsch-Altenburg 

ausgeschlossen werden kann. 

Ein weiteres Problem in der vom Kraftwerk Hainburg 

beeinflußten Donaustrecke ist die durch die Donau­

regulierung im vorigen Jahrhundert verursachte Eintiefung 

der Stromsohle und die damit verbundene Wasserspiegel~ 

absenkung. Nach den Aufzeichnungen des. Eydrog=aphischen 

Zeptralbüros beträgt sie im Profil Eain.burg seit dem 

g-ahre 1893 ca. einen Meter. Diese Eintiefungstendenz 

verstärkt sich seit den ab 1950 erfolgten Kraftwerksbauten 

an Donau, Traun, Inn und Enns. Durch diese Bauten 

wird nämlich der Geschiebetransport aufgehalten, 
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unterhalb der Kraftwerke kommt es durch den Geschiebe­

bedarf fließender Gewässer verstärkt zu Erosionen. Ab 

Inbetriebnal:une des Donaukraftwerkes Greifenstein im 

Jahr 1984 wird sich aller Voraussicht nach die Ein­

tiefungstendenz im Raum unterhalb Wien weiter verstärken. 

Es sind sohin im öffentlichen Interesse= der Er­

haltung der Ther.nalquellen, des Auwaldes, der Wasser­

versorgungsanlagen etc. unbedingt :Haßnaf'_-nen zu setzen, 

die dieser Entwicklung Einhalt gebieten. Dies kann 

wohl praktisch nur durch eine Stauhaltung geschehen. Wenn 

schon eine Stauhaltung erforderlich ist, muß wohl der 

Variante der Vorrang zukommen, die auch einem weiteren 

. J;nteresse der österreichischen Volkswirtschaft, 

nämlich der Energieerzeugung, dient. Auch diese Gründe 

sprechen für eine Bevorzugungserklärung d·es gegen­

ständlichen Vorhabens, da diese in Einkunft sicher noch 

beschleunigtere Eintiefungstendenz beschleunigt Gagen­

maßnahmen verlangt; 

Schließlich muß auch noch darauf hingewiesen 

werden, daß.das Bauvorhaben eine erhöhte Hochwasser­

sicherheit, teilweise sogar einen völligen Hochwasserschutz 

mit sich bringt. Es werden dadurch große Gemeindegebiete, 
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Wohnhäuser, kor.tmunale Anlagen, Gewerbebetriebe sowie 

landwirtschaftlich genutzte Flächen geschützt 

und entsprechend aufgewertet. 

I 
Wie bisher dargestellt, sprechen sohL~ zahlreiche 

im Interesse der österreichischen Volkswirtschaft 

gelegenen Gründe für eine beschleunigte Verwirklichung 

des Vorhabens. 

Es ist unbestritten, daß das geplante Kraftwerk 

in einem ökologisch besonders wertvollen Augeoiet zu 

liegen ko=t, dessen weitestgehende Erhaltung unbe~ 

dingt angestrebt werden muß. 

Wie schon eingangs erwähnt ist. ein Kraftwerks-

bau unterhalb Wiens eine volkswirtschaftliche Notwendig­

keit und wurde daher auch in die Regierungserklärung 

aufgenommen. Es war somit zu prüfen, welcher Standort. 

hiefür am geeignetsten ist. Ein Zwangspunkt nach 

unten (stromabwärts) hin ist das Ende des Rückstaues 

des Kraftwerkes Gabcikovo, der bis zur Marcbmündung 

reicht. Weiters sollen - wie ebenfalls bereits 

erwähnt - die Eeilquellen Bad Deutsch-Altenburg nicht 
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im Absenkungs-, d.h. im Unterwasserbereich, zu liegen 

kommen und schließlich soll - wie·noch später ausge­

führt wird - im Interesse der Schiffahrt keine allzu­

lange Unterwassereintiefungsstrecke entstehen. 
I 
1 

Alle dafür in Frage kommenden Standorte, aber auch 

die durch diese Zwangspunkte bereits ausg~schlossenen 

(Petronell, Stopfenreuth, Schwalbeninsel), greifen in 

den Auwald ein. 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirt­

schaft hat i.:n Interesse der weitestgehenden Erhaltung 

dieses wertvollen Biotops ein Gutachten der Forstlichen 

-Bundesversuchsanstalt, Institut für Standort, 

I 
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eingeholt. Daraus ist zu ersehen, daß durch gezielte 

Maßnahmen (von der Stauwurzel bis ins Unterwasser 

des Kraftwerkes durchgehende Gerinnesysteme, Verlegung 

des Marchfeldschutzda.'=es in Teilbereichen etc.) 

nicht nur Landschaftsschäden ve=ieden,· sondern auch 

bereits eincetretene Landscha~ts~~h~~~.3. durch 

die Donauregulierung, wiede_J:'~be.s.s.e.z::t....;;e...rden_.~e.lb.._ 

Weiters wurden li~.nologische und zoologische Gut-

achten in Auftrag gegeben. Ein Zwischenbericht hierüber 

liegt vor; dieser und das Endgutachten werden G=nd­

lage für entsprechende Auflagen im Bewilligungsverfahren 

sein. Es ist bereits in diesem Bescheid darauf hin~ 

gewiesen worden, daß eine landschaftspflegende 3egleit­

planung vorgeschrieben wird. 

Unter Bedachtnahme auf das E±gebnis des diesbezüg­

lichen Ermittlungsverfahrens ging das Bundesministerium. 

für Land- und Forstwirtschaft also davon aus, daß 

insges~t die yerhältnisse sogar verbessert werden 

können, weshalb auch dieses öffentliche Interesse nicht 

gegen den Kraftwerksbau spricht. Im Gegenteil, es 

ist sogar die beschleunigte Setz=g von Maßnahmen 

erforderlich, = den immer rascher 
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und deutlicher spürbar werdenden Folgen der Donauein­

.tiefung entgegentreten zu können. Denn auf Grund 

~

qieser Tendenz muß mittel- ~der langfristig mit 

_chweren Schäden für den Auwald gerechnet werden 

Absinken des Grundwasserspiegels, Verringerung der 

:~ ~f ~ u.tun:s.häuf i-~~~ i t etc.) 

: : _:. :,Ciele. Stellungnahmen haben sich - offenbar in 

Verkennung der _Rechtslage~ gar nicht mit dem Gegenstand 

ei~~s Bevorzugungse~klär~ngsverfahrens befaßt. 

~ora_ussetzung für eine E:rkl.ärung als bevorzug-:.e::: 

Wasserbau ist allein, daß die beschleunigte Verttirk­

lichung des Vorhabens im besonderen Interesse der 

öster:::eichischen Volkswirtschaft gelegen ist 

(§ 100 Abs. 2 WRG l.959). In diesem Verfah:::en hat 

nur der Antragsteller Pa:::teistell=g, da - wie auch der 

Verwaltungsge'richtshof mehrfach aussprach - durch 

eine Bevorzugungserklärung in Rechte Dritter nicht 

eingegrif~~n wird; es werden bloß eine bestimmte Zu­

ständigkeit und ein bestimmtes Verfahren hiemit 

festgelegt. Der Antrag- _ 

/ 
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steller hat bei Vorliegen de::: ges~tzlichen Voraussetzungen 

einen Rechtsanspruch auf die Bevorzugungserkl.ärung. 

Di~ Behörde kann vorsorglich in einem Anhörungsverfahren 

pr~fen, welche öffentlichen Interessen mögliche:::weise 

berührt we:::den könr:ten ;eine eingehende Prüfung solche::: 

öffentlichen Interessen ist abe::: nicht hie:::, sondern erst 

im wasse:::rechtlichen Vorprüfungsve:::fahren (§ 1o4 WRG 1959) 

vorzuneh.~en. Die Geltendmachung von Partei:::echten 

sowie die eingehende und abschließende Ee=teil11.~g eines 

Vorhabens auch vom Gesichtspu..~kte de::: öff·en.tlichen Interessen 

C§ 1o5 WRG 1959) erfolgt schließlich im wasserrechtlichen 

Bewilligungsverfahren. 

Soweit sich also eingegangene Stellungnar-~en mit 

anderen Fragen als de~ nach dem besonde:::en Interesse der 

österreichischen Volkswirtschaft befassen, dürfen sie von 

der Behörde nicht berücksichtigt werden_ 

U=ichtig ist daher auch die Ansicht, daß die Unterlagen. 

noch nicht ausreichen, um derzeit abschließend ·.stell.ung nehrae!l:: 

zu lcönnen. Die vom Kraftwerksunternehmen eingereichten iJnterla\ 
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reichen für die Beurteilung des volkswi.rtschaftlicten 

Inte~esses aus. Alle anderen Fragen werden im viel 

wnfangreicheren generellen Bewilligungsprojekt und in 

den Detailprojekten dargestellt werden. Diese detaillierteren 

Unterlagen werden dem wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren 

zugrundegelegt und verhandelt werden, erst in diesen Verfahren 

werden die meisten der bereits jetzt - zu..~ u=ichtigen Zeit­

punkt - in verschiedenen Stellungnahmen aufgeworfenen Fragen 

behandelt werden. Im konkreten handelt es sich hiebei u..'tl Aus­

wirkungen auf Grundwasserqualität und -quantität, 

Trinkwasserversorgungsanlagen, Abwasserbeseitigu.."gsan-

lagen, Aufrechterhaltung der Vorfluterfu..~ktionen von 

Gerinnen, auf die Fischereiwi=tschaft, auf bereits be­

stehende oder in Bau befindliche Eochwasserschutz-

systeme, _<=!_~~-~atur- und Landschaftsbild, auf Gebäude, 

Verkehrswege, .den Fremdenverkehr etc. 

Aufgabe·des wasserrechtlichen Bewilligungsverfahrens 

wird .es sein, bei recht.mäßig bes.tehenden Anlagen der •. cer­

zeitigen Zustand be·izübehalten oder ihn .Ztf .Lasten des 

Kraftwerksunternehmens an die geänderten Verhältnisse anzu­

passen. Im Einzelfall ist dies jedoch nicht in diesem 

Verfahren und an H~d der derzeit eingereichten Projekts­

unterlagen zu prüfen, sondern - wie schon gesagt -

im Bewilligungsverfahren. 

- \.-= 

- 24 -

Eine wesentliche Voraussetzung hiefür ist die sogenannte 

Beweissicherung. Hier wird in einem amtlichen Verfahren 

der derzeitige Stand der qualitativen und quantitativen 

Grundwasserverhältnisse, der Wasserversorgungs-, 

Abwasserbeseitigungs- und sonstigen Wasseranlagen, der 

la~d- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen, 

der Fischereiwirtschaft, der Gebäude und Keller, der 

Verkehrswege und Brücken usw. erhoben. Diese Beweis­

sicherung wird jeweils vor Baui...~angriffna~-~e bzw. Aufstau 

oder Betriebsbeginn vorgeno~.men, damit nach allfälligem 

Wirksamwerden von Bau oder Betrieb des Kraftwerkes 

durch Vergleich des dann auft=etenden Zust_andes mit 

dem vorherigen amtlich aufgeno=enen unverzüglich er­

forderliche Maßnahmen zu La_sten des Kraftwerksunterneh..'tlens 
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veranlaßt werden. Prir.iäres Ziel des Wasserrechts­

verfahrens ist es aber, bereits solche Maßnah.~en 

vorzusehen, daß es zu nachteiligen Auswirkungen 

gar nicht kommt. Die Beweissicherung dient also nur 

für solche Fälle, die entweder wider Erwarten 

auftreten oder zum Zeitpunkt der Bewilligungsver­

handlung noch nicht in allen möglichen Auswi.rkungen 

detailliert erkannt werden können. 

Es muß jedoch noch einmal darauf hingewiesen werden, 

daß alle diese Fragen nicht ins· Bevorzugu..~gserklärungs­

verfahren gehören, sondern erst im Bewilligungsver-· 

fahren behandelt werden. 

Von einigen Stellen· wurde auch geltend gemacht, daß 

ein Kraftwerksbau der Ramsar-~onvention über Feucht~ 

gebiete insbesonders als Lebensraum für Wasser- u..~d 

Watvögel., dem Berner Artenschutzill::lereinko=en 

über die Erhaltung der europäischen ~ildlebenden 

Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebensräume 

sowie den NÖ. Nat=schutzvorschriften widerspreche. 

Dazu ist grundsätzlich zu sagen, daß Naturschutz nach 

den Kompetenzbestimmungen der österreichischen Bundes­

verfassung in die Zuständigkeit der Länder, nicht des · 
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Bundes fällt. Dem nach NÖ. Naturschutzvorschriften. 

erforderlichen Verfahren kann die Bundesbehörde nicht 

vorgreifen, hiefür sind die entsprechenden Behörden· 

des Landes Niederösterreich zuständig. 

·Die Ramsar-Konvention ist durch die Erlassung von 

Gesetzen zu erfüllen (Art. So Abs. 2 B-VG). Sie ist 

daher völkerrechtlich verbindlich, innerstaatlich 

abe~ mangels eines entsprechenden Gesetzes nicht un­

mittelbar anwendbar. Die Behörde kann und wird 

aber dem Geist des Abkommens durch entsprechende Auflagen 

im Rahmen des§ 1o5 WRG 1959 Rechnung tragen. I~ übrigen 

muß auch in diesem zusam.~enhang darauf hingewiesen werden, 

daß diese Konvention Nutzu...gen von Feuchtgebieten nicht, wie 

vielfach behaupte€, grundsätzlich ausschließt, bei. dringendem 

nationalen Interesse sind .Ausnahmeregelungen möglich. 

Daß das Kraftwerk Eainburg im dringenden öffentlichen 

Interesse steht, wurde - wie schon e.ingangs e_-Wähnt -­

von den hiefür zuständigen Stellen d_okur.ientiert. 

Die tatsächlich durch den Kraftwerksbau betroffenen 

Flächen (ca. 400 - 700 ha) stellen nur einen. 
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kleinen Teil der Gesamtfläche des Feuchtgebietes laut 

Liste zu dieser Konvention dar (ca. 20.000 ha). 

Schließlich wird im Bewilligungsverfahren auch von 

der Wasserrechtsbehörde - die Zuständigkeit der 

Naturschutzbehörde bei Eingriffen in die Au wird 

dadu~ch nicht berührt - durch Auflagen entsprechend 

Sorge getragen werden, die Landschaft im SL~ne der 

Konvention weitestgehend zu erhalten, ja langfristig 

gesehen die Erhaltung des Feuchtgebietes sicherz~s~ellen, 

da dieses beim natürlichen Lauf der Dinge (Eintiefungs­

tende..~z, dadurch auch Reduzierung der Uberflutungshäufig­

keit) ansonsten verloren ginge. 

Auch hinsichtlich des Be.r:ner Abko!!L~ens gilt grund­

sätzlich dasselbe. 

~u diesem Punkt ist abschließend festzustellen, 

daß es der Wasserrechtsbehörde nach ständiger Rechts­

sprechung des Verwaltungsgerichtshofes verwehrt ist, ein 

Vorhaben aus solchen Gesichtspunkterr abzuleh;J.en,- zu dessen 

Wahrnehmung ein eigenes Bewillig=gsverfahren vorgesehen 

·ist. Die Wasserrechtsbehörde kann daher zwar Naturschutz­

belange durch Bedingungen und Auflagen wahrnehmen, die_ 

Entscheidungsbefugnis des Landes in Naturschutzfragen bleibt 

daher unberührt •. 

, 
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Auch die Frage der Wassergüte der Donau kann einer 

Bevorzugungserklärung nicht entgegenstehen. Auch 

diesbezüglich werden alle erforderlichen Regelungen 

im Bewilligungsverfahren erfolgen, da dies nicht 

zu einer Beurteilung des Interesses der österreichischen 

Volkswirtschaft gehört. In diesem Sinne.gehen auch 

die Stellungnahmen des Amtes der Wiener und der NÖ.Landes­

regierung am Gegenstand des derzeitigen Verfahrens vorbei. Es 

sollen nämlich derzeit nicht,wie in der Stellungnahme 

des Amtes der NÖ. Landesregierung steht, die Auswirkungen 

eines Kraftwerksprojektes beurteilt werden, sondern ob 

dessen beschleunigte Verwirklichung im besonderen 

Interesse der österreichischen Volkswirtschaft 

steht. Es ist im übrigen u=ichtig, daß keine z= 

Beurteilung der Auswirkungen auf die F.eilquellen 

Bad Deutsch-Altenburg ausreichenden Unterlagen vor-

liegen. Die hylirogeologischen Unterlagen, Isotopen­

untersuchungen, Bohrprofile etc. liegen vor, das auf 

Grund dieser Unterlagen erarbeitete Gutachten der· 

Geologischen Bundesanstalt lag auch dem Amt der 

NÖ. Landesregierung vor. 
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--Die Koordinierung mit dem ebenfalls als bevorzugter 

--wasserbau erklärten Vorhaben "Marchfeld.1<anal", wurde 

"dem Kraftwerksunterneh..~en in diesem Bescheid eben~ 

· -so aufgetragen,wie der Planungsgesellschaft March.­

"feldkanal die entsprechende Koordinierung mit dem 

- Xraftwerksbau im diesbezüglichen Bescheid. Außer­

dem wird die Wasserrechtsbehörde - in beiden 

Tällen das Bundesministerium für Land- und Forst­

-·wfrtschaft - l:eice im öffentlichen Interesse gelegene 

Vorhaben koordinieren. 

Auch die von mehreren Stellen geforderte Aufrecht­

-·erhaltung der Verkehrsverbindung zwischen dem Raum 

· Hainburg und dem Marchfeld gehört nicht ins Bevor-

: ·zugy.ngserklärungsverfahren. Abgesehen davon; daß 

"bereits von Gesetzes wegen die Verkehrsverbindungen 

aufrecht bleiben müssen (§ 14 WRG 1959)", wird auch 

diese Frage im Bewilligungsverfahren ~u behandeln sein. 

Zur Standortfrage wird bemerkt, daß die Gesetzeslage 

der Wasserrechtsbehörden= die Möglichkeit einräumt, 

ein bei ihr eingereichtes Ansuchen zu bewilligen oder 

abzuweisen; sie kann den Antragsteller nicht dazu verhalten, 

, 
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andere Standortvarianten zu untersuchen bzw. von 

dritter Seite aufgetauchte Varianten zur. eigenen zu 

machen. Rein formal hatte sich daher das Bundes­

ministeriwn für Land- und Forstwirtschaft nur 

I!tit der von der österr. Donaukraftwerke AG einge-

reichten Variante Hainburg auseinanderzusetzen. 

I Die besondere Sachlage veranlaßte jedoch die 

Wasserrechtsbehörde, auch weitere Standortvarianten 

in ihre Prüfungen einzubeziehen. Es handelt sich 

hiebei um die oberhalb (stromauf) der Staustelle 

Hainburg genannten Standorte Petronell, Stopfe=euth 

und Schwalbeninsel,sowie den später von der Planungs­

gemeinschaft Ost (Länder Wien, Niederösterreich und 

Burgenland) ins Gespräch gebrachten Standort Röthel­

stein. 

Es wurde bereits oben ausgeführt, daß bei den 

Standortsverschlägen Stopfe=euth, Petronell und 

Schwalbeninsel eine Gefährdung der Eeilquellen 

Bad Deutsch-Altenburg nicht ausgeschlossen 

werden kann. Aber auch die mit der Vertretung 
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des öffentlichen Interesses an der Schiffahrt betrauten 

Stellen (Bundesministerfum für Verkehr, Oberste 

Schiffahrtsbehörde, und ~mt für Schiffahrt) S?rachen 

~sich mit folgenden Gründen dagegen aus: Bei der 

cVariante Petronell würden mehrere aneinander gereihte 

.Stromkrümmungen bestehen, die von großen Schiffs-

verbänden auf Grund der nach einer Stromkrü.-=ung 

:erforderlichen längeren geraden Strom:fü.hrung zur Be­

·ruhigung des an sich instabilen ~cii"iffsverbandes 

:nicht mit der erforderlichen Sicherheit befahren 

werden könnten. Dies gilt teilweise auch für die 

_Variante Stopfenreuth, bei der die drei Strom.krüm..~ungen 

hintereinander fü= künftig vorgesehene1o.ooo t-Schub­

·verbände relativ schwierig zu befahren wären. Ferner 

.wäre.ein Anl<erver:::lOt, welches i.m Onterwasser auf 

Grund der zur Sohlensicherung erforderlichen Stein­

~ollierung für beide Varianten erlassen werden müßte, 

auf derart langen Strecken (ca. 7,5 km für die 

Variante Petronell, ca. 7 km für die Variante Stopfen­

reuth) für die Schiffahrt problematisch bzw. könnte die 

Einhaltung eines solchen Verbotes praktisch auch nicht 

.kontrolliert werden. Falls auf Grund der besonderen 

- 32 -

Nebelsituation in diesem Raum dennoch Schiffe an.kern 

und die Sohlensicherung dabei beschädigen, könnte es 

zu unabsehbaren Schäden für das Grundwasser und damit 

auch der Thermalquellen kommen, deren Ursache und Aus­

gang~pun.kt praktisch nicht zu ermitteln wären. 

Eine weitere Standortvariante wurde von der Planungs­

gemeinschaft Ost (Wien, Niederösterreich und Burgenland) 

vorgeschlagen, und zwär die sogenannte Variante Röthelstein 

mit einem Kraftwerk entweder etwa auf Eöhe des Strom-km 

1880,6 im rechtsufrigen Augebiet oder i.m Strom etwa 

in der Höhe der Rußbachmündung. Dabei stellte sich 

heraus, daß die Variante nim Stromn sofort aus-

geschlossen werden muß, da die Anordnung von Baugruben 

1m Strom einen Stau verursachen w'J..rde, ·der die Eoch­

wassergefahr für die Orte Hainburg und Bad Deutsch-Alten­

burg wesentlich erhöhen würde. Bisher wurden ausschließlich 

in Engtälern der Dona_u Kraftwerke unmittelbar im Strom 

gebaut. Dort könnte ein Baustau auch in Größen von 1 - 2 m 

ohne wesentlich nachteilige Auswirkungen hingeno=en. 

werden. Es würde hingegen hier für die Omsch.l.ießung der Bau­

grubel derart viel· Platz erforderlich sein, daß sowo~ für 

die Hochwasserabfuhr, als auch für die Schiffahrt unzumut­

bare Erschwernisse entstünden. Auch eine nur einigermaßen:. 

entsprechende B;1,.~eitling. zur Entlastung der Hochwasser­

situation wäre aber im konkreten Fall nicht ~öglich und 

zwar rechtsufrig wegen der für den SchiffahrtskanaL 

notwendigen Bauarbeiten, 1inksufrig wegen der für 

Schiffahrt unpassierbaren Krümmungsverhältnisse. 

die 
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Ob die Variante "rechtsufrig in der Au" aus geolo­

:i~~chen_Gründen überhaupt und ohne nachteilige Auswirkungen 

~~~~ die Heilquellen Deutsch-Altenburg möglich ist, 

.icärin derzeit nicht beurteilt werden, es bedürfte. 

)edenfalls ·noch kosten- und zeitaufwendigerer Unter­

_suchungen._ Es ist zumindest nicht auszuschließen, 

-daß der-sich zwischen dem Röthelstein und Theben 

'li.{riziehende Kalks-tock auch für die Gründu.,g eines 

~Kraftwerks mit diesem Standort nachteilig auswirkt 

Nicht zu übersehende Einwände erhoben jedenfalls 

-das Bundesministerium für Verkehr als Oberste Schiffahrts­

·beh6rde und das Sundesministerii.!..~ für Sauten und Technik 

als Bundeswasserbauverwaltuna. Es wird befürchtet, daß durch 

_die ca. 2 Jahre dauernden Sagger-,Uferrücknahme- und 

~~~r_schüttungsarbeiten im Bereich der Strom-km _1882 ,o __ bis 

-1886 ,o die Schiffahrtsrinne laufend verlegt werden 

_müßte; hiedurch würden 1i:1genügende Wassertiefen und 

~untragbare Fließgesc~windigkeiten und damit erhöhte 

Havariegefahr entstehen. Besondere Schwierigkeiten 

würden auch die ober- und unterstromigen Einfahrten in 

die Schleusen bringen. Nach Ansi_cht der Obersten Schiff­

-fahrtsbehörde könnte die Einfahrt iii den oberen Teil des 

Schiffahrtskanales •fallweise von bergausfahren~enL jeeoch 

ieiinesfalls von talein·fahrenden Schiffszügen :benützt· werden•. 

-Vor allem bei höheren Wasserständen als Mittelwasser 

würde P.ine Einfahrt iri den Schif:tahr-eskanal weg.en 

·der Abdrift in Richtung Wehrfelder 
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bzw. Kraftwerk unmöglich sein. Um der Abdrift 

entg.egenzuwirken, müßte auch mit forcierter Maschinen­

kraft manövriert werden und würde bei einem Anhalteweg 

von etwa 800 mein sicheres ~..nhalten im Bereich des 

oberen Vorkopfes der Schleusen nicht möglich sein. 

Die Einfahrtsverhältnisse würden zusätzlich noch 

erschwert werden bei Nacht und Sichtbehinderungen 

durch Nebel, Schneefall etc. Ein Begegnen von 

Schiffszügen zwischen Strom-km 1883,o und der 

Einfahrt in die Schleusenkam.~er wäre nicht möglich, 

was zu weiteren Gefährdungen, insbesondere aber auch 

nicht tragbaren Verzögerungen führen würde. Nicht ge­

währleistet sind auch die von der Donaukommission emp­

fohlenen ML,destradien im-Schiffahrtskanal. Ebenso 

brächte eine Einmündung der Fischa in den Schiffahrts­

kanal wegen der damit verbundenen unzulässigen.Quer-. 

strömungen bei höheren.Wasserständen eine erhöhte Hava­

riegefahr. ·Auch.die während der Bauzeit erforderlichen 

Maßnahmen würden derartige Erschwernisse für die Schiff­

fahrt. bringen, daß sich die dafur verantwortlichen 

Stellen eindeutig gegen diesen Standort aussprechen. 

Weiters darf nicht übersehen werden, daß es vor allem.. 

auch durch die in der Projektsskizze dargestellte Verlegung 

des zukünftigen rechten Donauufers in einer Länge von 

4 km in das derzeitige Flußbett zweifelsohne zu erheb-

lichen Behinderungen und Sperren der Schiffahr~ mit nicht 

absehbarez: Dauer ko=en könnte.· Auf die internationalen 

Schwierigkeiten sowie die Schadenersatzforderungen an die Repu• 

blik Österreich aus Anlaß des Einsturzes ·der Wiener Reichsbrücli 
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und die dadurch ver=sachte Schiffahrtssperre 

muß in diesem Zusammenhang hingewiesen werden. 

Ein nicht unwichtiger weiterer Grund, der gegen 

diese Standortvariante spricht, liegt darin, daß für 

diese Variante, da sie in der gemeinsamen österreichisch­

tschechoslowakischen Grenzstrecke liegt, die Zust;mmunq 

der CSSR erforderlich ist. (Die stromauf der March­

mündung gelegenen Varianten sL~d allenfalls mit der 

CSSR zu behandeln). Die auch schon bei der Behandlung 

des Kraftwerksprojektes Wolfsthal-3ratislava erkannten 

bilateralen Schwierigkeiten,lassen zumindest i~ absehbarer 

Zeit keine Zustimmung der CSSR zu einem Kraftwerk Röthel­

stein erwarten. 

Alle diese Bedenken sind jedoch vernachlässigbar im 

Vergleich zu den schwerwiegenden EL~wänden des Bundes­

ministeriums für Verkehr, Oberste Schiffahrtsbehörde. 

Alle eingelangten Stellungnahmen· wu=den vom Bundes­

ministerium für Land- und Forstwirtschaft vom rechtlichen.~ 

wasserbautechnischen, hydraulischen, ~asserwirtschaftlichen 

und forsttechnischen Standpunkt geprüft. Auf Grund des 

Ermittlungsverfahrens mußte es zu fo~gend'=:11 zusammen­

fassenden Ergebnis gelangen: 

Die sofortige Errichtung des.Kraftwerkes Hainb=g ist 

vom Standpunkt der Energiewirtschaft unbedingt not­

wendig1 

,-. 
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Als weitere Gründe für ~ine Bevorzugungserklärung 

gelten: Verbesserung der Schiffahrtsverhältnisse im 

Sinne der Empfehlungen _der Donaukom.,nission sowie im 

Interesse der Schiffahrtstreibenden, 

Erhöhte Hochwassersicherheit·für Gemeinden, 

Industriebetriebe, ko.n..,nunale Einrichtungen etc. 

7 Besondere Berücksichtigung fand bei den Erwägungen auch 

i die Tatsache, daß d=ch. den Kraftwerksbau der fort­

schreitenden Eintiefung der Stromsohle Einhalt geboten 

wird, welche eine Absenkung des Donauwasserspiegels 

und damit auch des Grundwasserspiegels bewirkt. Diese 

Grundwasserspiegelabsenkung hätte k=z-, mittel- oder 

langfristig die ohnedies schon prekäre- Situation im 

Marchfeld weiter verschlechtert, zahlreiche Wasserver­

sorgungsanlagen beeinträchtigt und die Verhältnisse 

für den Auwald derart verschlechtert, daß Trocken­

schäde~ in nicht vorhersagbarem.Ausmaß zu befürchten 

wären. Mit dem Kraftwerksbau si~d auch nachhaltige 

Verbesserungen der derzeitigen Verhältnisse für das 

Grundwasser und den Auwald möglich-
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- Die in den Stellungnahr:ten geltend gemachten Befürchtu.,gen 

~s_ind_ keines_wegs so,·_ daß sie einer Bevorzugungserklärung 

_e,ntg.eg-enstehen könnten. Soweit ·sie vom Bundesministeriu.'!l 

für Land- und Forstwirtschaft als Wasser- und Forstrechts­

J:ie}'l:örde wahrzunehmen sind, wird :im Bewilligungsverfahren 

Aa_f_ür gesorgt. werden, dae" für die derzeit zu Recht be-

Stehenden Anlagen und-Verhältnisse keine Verschlechterung 

eintritt. Erfahrungen gibt es dafür bei 8 Donaukraft­

~er_k.en. 

_Abgesehen davon, daß die Wasserrechtsbehörde eL,em Antrag­

ste~ler kein anderes Projekt vorschreiben kann, ist der 

~tandort Eainburg angesichts der vorliegenden Gutachten 

51er_ einzig mögliche, da stromauf liegende Stanaorte 

)II1 Int.eresse des Schutzes der :S:eilquelle!l Bad Deutsch­

Altenburg ausscheiden, stromab mögliche Standorte aus 

nautischen Gründen u!ld zwischenstaatlichen Erwägungen. 

?le Wassergüte der Donau beträgt im vom Kraftwerk beein­

"tlußten Bereich von April bis Septe!!l.ber Güteklasse II, an­

sonsten Güteklasse II-III. Im Bewilligungsverfahren werde!l 

entsprechende Auflagen im Interesse eL,er Verbesserung 

der· Gewässergüte vorgeschrieben werden. 

:-:.:- ___ .:_··:= .~.:. 
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Damit durch den Kraftwerksbau keine zusätzlichen 

Verschlechterungen entstehen, wird dem Bewilligungs­

v~rfahren ein einschlägiger Sachverständiger zusätzlich 

beigezogen werden. Daß die Verhältnisse beherrschbar 

sind, zeigen die bisher errichteten Donaukraftwerke, 

insbesondere die Donaukraftwerke Ab~inden-Asten und 

~allsee-Mitterkirchen, in deren Staurä=e die Abwässer 

ider Stadt Linz samt den Linzer Großindustrien 

(VÖEST-Alpine, Chemie Linz etc.) sowie die ebenfalls 

mit Industr.:2abw2.s::s.e,:n vorbelastete!l Flüsse Traun 

und Enns einleiten. Trotzde..'!l hat sich die Wassergüte_ 

der Donau in diesem Bereich seit dem Kraftwerksbau 

durch die mit diesem verbundenen Begleit.'naßnahr.len 

sogar verbessert. 

Wie schon oben erwähnt,wird die Qualität des Auwaldes 

durch die Hintanhaltung der laufenden Grundwasser­

spiegelabsenkung erst si_cherge.stellt. Zusätzlich ist 

_durch entsprechende Auflagen bereits in diesem 

Bescheid das Kraftwerksunternehmen verpflichtet worden,. 

weitere Maßnalunen zu setzen, die de.n flächen.'Uäßigen 

Verlust des Auwaldes (1/10 der Gesamtfläche) durch 

den Kraftwerksbau ausgleichen. Es handelt sich 

hiebei insbesondere um Einbeziehung weiterer Flächen 

in das Auwaldgebiet durch teilweise Verlegung des 
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Marchfeldschutzdammes sowie um Dotierung und Anlegung 

von Gerinnesystemen, die eine Uberflutung· der ver­

bleibenden Au ungefähr im derzeitigen Ausmaß nach­

ha:tig.sicherstellen, sowie um weitestgehende Ei.;schränkung 

der. Flächen für Kraftwerkszwecke und um Neuaufforstungen. 

Weiters werden im Bewilligungsverfahren landschafts­

pflegerische Begleitnaßnahrnen vorgeschrieben werden. 

Eindeutig klargestellt muß aber werden, daß das Bundes­

ministerium für Land- und Forstwirtschaft wohl das 

öffentliche Interesse des Naturschutzes in gewisse~ 

Rahmen wahrnimmt - wohl nicht im Bevorzugungserklä=u."gs­

verfahren, aber im wasserrechtlichen Bewilligungs­

verfahren-, daß aber die Wahrnehmung der Naturschutz­

angelegenheiten primär Landessache ist und de.~ hie-

fü~ ~uständigen Stellen des Landes Niederösterreich 

ob~iegt. In E~kennung der Bedeutung des Schutzes 

der Natur vor allem im gegenständlichen Bereich hat 

das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

die wasser- und forstrechtliche Bewilligu.~g vom 

Vorliegen der naturschutzrechtlichen Bewilligung ab-

hängig gemacht. Im Bevorzugungserklär=gsverfahren 

( . 

- 4o :-

kommt es nämlich nur auf die Bedeutung der beschleunigten 

Ausführung·eines Vorhabens für die österreichische Volks­

wirtschaft an, im Bewilligungsverfahren hingege~ sind 

alle öffentliche. Interessen zu berücksichtigen, wobei 

die Naturschutzangelegenheita~,·.d.e sc.hon. g~=.g.t;.hier 

dem Land Niederösterreich obliegen. 

- Sicherung tausender·Arbeitsplätze, die unmittelbar 

oder mittelbar mit dem Kraftwerksbau verbunden sind. 

Zusammenfassend mußte sohin das Bundesmi.~isteriwn 

für Land- und Forstwirtschaft das Kraftwerk Eainburg als 

~vorzugten Wasserbau erklären, da das besondere 

Interesse der österreichischen Volkswirtschaft an dessen 

beschleunigter Verwirklichung im Ermittlungsverfahren aus­

reichend dokwnentiert wurde. 

Dieser Bescheid greift allerdi.;gs dem weiteren Ver­

fahren, insbe_sondere dem Bewilligungsverfahren, nicht vor. 

Insbesonders ist eine Rodung erst nach einem gesonderten 

Rodungsverfahren zulässig, das das Vorliegen der natur­

schutzrechtlichen Bewilligung erfordern wird. Auf Grund 

dieser BeYorzugungserklär=g allein ist eine Rodungnoch nie 

zulässig. Dieser Bescheid greift in Rechte Dritter nicht 

ein und gibt dem Kraftwerksunternehmen auch keine Möglich-· 

keit, in Rechte Dritter einzugreifen. Dazu bedarf es je_: · 

denfalls eines bescheidmäßig_.abgeschlossenen Bewilligungs­

verfahrens und grundsätzlich auch entweder der vorheri­

gen Einigung mit dem Betroffenen oder eines rechts,­

kräftigen Enteignungs- und Entschädigungsbescheides. 
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Dieser Bescheid hat nur die Rechtsfolgen, daß die 

besonderen VerfahrensbestL-nmungen des bevorzugten 

Wasserba.ues (§§ 114, 115, 122 WRG 1959) Anwendung 

finden und daß erforderlichenfalls das Enteignungs­

recht im Sinne des§ 65 WRG 1959 in Anspruch 

genommen werden kann. 

Ercreht_an: 

1. die österr.Donaukraftwerke AG, Parkring 12, 1010 Wien, 

2. das Bundesministerium für Bauten und Technik, Abt. IV 5, 

Stubenring 1, 1o1o Wien, 

3. das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie, 

Sektion.V, Schwarzenbergplatz 1, 1o1o Wien, 

4. das Bundesministerium für Finanzen, Him.~elpfortgasse 4 - 8, 

1010 Wien, 

5. das Bundesministerium für Verkehr, Oberste Schiffahrtsbehör~: 

Kärntnerring 8, 1010 Wien, 

6. das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz, 

Stubenring 1, 1o1o Wien, 

7. den Herrn Landeshauptmann von NÖ, z.Hdn. 

des Amtes der NÖ. Landesregierung, Abt. III/1, Operngasse 21 

1o4o Wien, 

8. den Herrn Landeshauptmann von Wien {MA 58), 

Volksgartenstraße 3, 1o82 Wien, 

9. das Bundesstrombauamt, Hetzgasse 2, 1o3o Wien, 

10. das Amt für Schiffahrt, Kärntnerring 8, 1010 Wien,' 

11. die Bundesanstalt für Wassergüte, Postfach 7, 1223 Wien, 

12. die NÖ. Landeslandwirtschaftska=er, LöwelstraBe 16, 

1o14 Wien, 
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13. tlie Wiener Landwirtschaftskammer, Gumpendorferstraße 15, 

1060 Wien, 

14. die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, .stubenring, 

1o1o Wien, 

15. die Kam.~er der gewerblichen Wirtschaft für NÖ. Herrengass 

1014 Wien, 

16'. die Kanmer der 
1 

gewerbliche:i Wirtschaft für Wien, Stubenri 

8 - 10, 1010 Wien, 

17. die Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ., Wü1d!;iühl 

28,1060 Wien, 

1 8. die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, 

Prinz-Eugen-Straße 2o - 22, 1o4o Wien, 

19. den Herrn Bürgermeister von Wien, Rathaus, 1o1o Wien, 

2o. die Bezirkshauptmannschaft 2460 Bruck a.d.Leitha, 

21. die Bezirkshauptmannschaft 2230 Gänserndorf, 

22. die Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung,_ Alserbachstraße 

1o9o Wien, 

23. die Gemeü1de 23oi GroBenzersdor::, 

24. die Gemeinde 2304 Mannsdorf a.d. Donau, 

25. die Gemeinde 23o4 Orth a.d.Donau, z.Hdn • . der Hrn. RA 

Dr. Hans Frieders und Dr.· E:eimo Puschner, Stadiongasse 6 ·· 

1o1o Wien, 

26. die Gemeinde 23o5 Ecka=tsau, 

27. die Gemeinde 2292 Engelhartste.tten, 

28. die Gemeinde 2320 Schwechat, 

29. die Gemeinde 24o1 Fischamend, 

3o. die 

31 •· die 

32. die 

33. die 

Gemeinde 

Gemeinde 

Ge?Ceinde 

Gemeinde 

Haslau-Maria Ellend, 24o2 Maria Ellend, 

2~o3 Scharndorf, 

Petronell-Carnuntum, 24o4 Petronell, 

24o5 Bad Deutsch-Altenburg, 

Der Bundesminister: 

H a i d e n 

Für die Richtigkeit· 
der Ausfert~gung: 

y?f( 


